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Magdeburg, 21.06.2021


Niederschrift
über die 54. Sitzung des Rechts und Verfassungsausschusses des SGSA, 
am Mittwoch, 16. Juni 2021, um 10:00 Uhr, als Videokonferenz


Beginn: 	10:00 Uhr 
Ende:		11:45 Uhr


Anwesenheit: 
s. beigefügte Anwesenheitsliste


Zu TOP 1: 	Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Tagesordnung

Das Ausschussmitglied Herr Schreyer (Stadt Halle (Saale)) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Ausschussmitglieder. Er fragt die anderen Ausschussmitglieder, ob sie damit einverstanden sind, dass er heute die Sitzung leitet, da Frau Ost (Stadt Bernburg) verhindert ist und ein Stellvertreter heute erst gewählt werden soll. Dem stimmen die Ausschussmitglieder einstimmig zu.
Herr Schreyer stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

Der Rechts- und Verfassungsausschuss bestätigt die Tagesordnung.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 2: 	Bestätigung der Niederschrift über die 53. Sitzung am 02.09.2020

Die Niederschrift über die 53. Sitzung am 02.09.2020 wurde am 24.09.2020 versandt.
Es wurde darauf hingewiesen, dass es auf Seite 2 unter TOP 5 (vorletzter Absatz, letzter Satz) richtigerweise „… Betrag bis zu 5 Euro…“ heißen muss.

Mit dieser Änderung wird die Niederschrift bestätigt.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 3:	Wahl einer/eines stellvertretenden Ausschussvorsitzenden

Herr Schreyer erläutert das Verfahren zur Wahl einer/eines stellvertretenden Ausschussvorsitzenden. Auf Nachfrage wünscht niemand eine geheime Wahl.
Die Ausschussvorsitzende Frau Ost hatte bereits per Mail vom 08. Juni 2021 Herrn Schreyer als Kandidat vorgeschlagen. Weitere Kandidaten wurden auch auf Nachfrage in der Sitzung nicht vorgeschlagen.
Der Ausschuss fasst daraufhin folgenden Beschluss:

Herr Schreyer wird zum stellvertretenden Ausschussvorsitzenden gewählt. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig, bei einer Enthaltung

Herr Schreyer nimmt das Amt an.


Zu TOP 4:	Rechtsetzungstechnik anhand der SARS-CoV-2-EindV unter Berücksichti-gung des Handbuchs der Rechtsförmlichkeit des Landes Sachsen-Anhalt

Herr Schreyer führt anhand des Vorberichts in die Thematik ein.
Ein Vertreter des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung, Referat 204 Rechtsförmlichkeitsprüfung und Verkündungswesen, Öffentliches Dienstrecht, Arbeitsrecht, hatte die Teilnahme an der Sitzung per Mail vom 08. Juni 2021 abgesagt.
Zur ersten Frage, ob es notwendig ist, ganze Verordnungen, die zeitlich befristet gelten, immer zusätzlich einmal durch die Folgeverordnung außer Kraft zu setzen, kann Herr Schreyer die Argumentation des MJ nachvollziehen, dem sei nichts mehr hinzuzufügen. 
Dem schließen sich die Ausschussmitglieder an.

Zur zweiten Frage führt Herr Schreyer aus, dass es seiner Meinung nach nicht zulässig ist, in einer Verordnung eine Strafvorschrift zu erlassen, in der der Tatbestand durch Bezugnahme auf ein nicht amtlich veröffentlichtes Schreiben eines Krisenstabs der Bundesregierung definiert wird (Änderung der 4. SARS-CoV-2-EindV vom 21.04.2020). Das nicht amtlich veröffentlichte Schreiben hätte dann als Anlage beigefügt sein müssen.
Die Ausschussmitglieder schließen sich den Ausführungen an und fassen folgenden Beschluss:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss erachtet diese Variante als nicht zulässig, da sie nicht hinreichend bestimmt ist.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 5:	Stand der Umsetzung der Modernisierung der Pass- und Ausweisregister und des automatisierten Lichtbildabrufs – hier technische Umsetzung in Sachsen-Anhalt

Frau Schulz (Landesgeschäftsstelle) führt anhand des Vorberichts in das Thema ein.
Das Land Sachsen-Anhalt prüft derzeit die technische Umsetzung der Verpflichtung des zentralen Lichtbildabrufs, der insbesondere für die Sicherheitsbehörden 24 Stunden am Tag, 7 Tage die Woche gewährleistet sein muss. Für die technische Umsetzung kann eine zentrale Lösung über das Land erfolgen oder eine dezentrale über die Kommunen, wobei sich die Kommunen hierbei möglicherweise der KITU bedienen könnten.
Am 14. Juni 2021 fand dazu ein Austausch zwischen dem SGSA und der KITU in der Landesgeschäftsstelle statt. 
Der zentrale Lichtbildabruf könnte danach auch über die KITU organisiert werden. Ob dies über eine Erweiterung des aktuellen Datenbestands (Spiegelregister des Meldeportals) oder die Bereitstellung eines Servers ausschließlich für den zentralen Lichtbildabruf erfolgt, kann noch nicht mitgeteilt werden. Die KITU wird bis Anfang Juli 2021 ein Angebot mit einer Kostenschätzung vorlegen.
Mit diesem und dem Votum aus dem Rechts- und Verfassungsausschuss wird es am 08. Juli 2021 nochmals eine Abstimmung mit dem MI zu diesem Thema geben.

In der sich anschließenden Diskussion wird deutlich, dass sich die Mitglieder des Rechts- und Verfassungsausschusses überwiegend für eine zentrale Lösung aussprechen. Eine dezentrale Lösung halten alle für nicht mehr leistbar.

Im Ergebnis wird folgender Beschluss gefasst:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss votiert für eine zentrale Lösung durch das Land, da eigenständige Lösungen vor Ort wirtschaftlich nicht darstellbar sind.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 6:	Referentenentwurf einer Verordnung zu automatisierten Datenabrufen aus den Pass- und Personalausweisregistern sowie zur Änderung der Passverordnung, der Personalausweisverordnung und der Aufenthaltsverordnung
hier: Umzug des Meldedatensatzes

Frau Schulz führt anhand des Vorberichts in das Thema ein.
Die elektronische Wohnsitzanmeldung soll bundesweit für alle Länder nach dem Modell „Einer für Alle“ – EfA nutzbar sein. Dabei wird angestrebt, dass von einzelnen Ländern, dem Bund und/oder Verbünden aus Bund und Ländern (ggf. unter Einbeziehung einzelner Kommunen) erstellte Online-Verfahren, von den anderen Ländern übernommen und implementiert werden.
In Hamburg ist bereits ein entsprechendes Modellvorhaben zur elektronischen Wohnsitzanmeldung eingeführt und umgesetzt, welches von den anderen Ländern nachgenutzt werden kann. Ob das auch in Sachsen-Anhalt eingeführt werden kann, wurde beraten.

Grundsätzlich wird die Einführung dieses Programms und damit die elektronische Wohnsitzanmeldung von den Mitgliedern des Rechts- und Verfassungsausschusses begrüßt. Insbesondere wird dies als eine relativ einfache Leistung im Rahmen der Umsetzung des OZG gesehen.
Herr Hell (Hansestadt Stendal) merkt jedoch kritisch an, dass es in diesem Zusammenhang verschiedene Punkte gibt, die der Bürger gerade nicht zu Hause einfach erledigen könne. Dazu gehört z.B. der Ausdruck und das Aufkleben von Adressaufklebern. Hier muss auch dem Missbrauch vorgebeugt werden.
Herr Vogler (Stadt Burg) erklärt, dass grundsätzlich dieser Weg weiter beschritten werden müsse, sieht aber den Ausdruck von Adressaufklebern ebenfalls kritisch. Er regt an, dieses Verfahren ähnlich wie bei den Chipkarten der Krankenkassen auszugestalten und durch einfache Lesegeräte auslesbar zu gestalten.

Im Ergebnis der Diskussion wird folgender Beschluss gefasst:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss spricht sich dafür aus, dass der dargestellte Weg grundsätzlich weiter beschritten werden muss, jedoch die vorgesehene Umsetzung im Detail auf Rechtssicherheit und Praxistauglichkeit zu prüfen ist.

Abstimmungsergebnis: einstimmig, bei einer Enthaltung


Zu TOP 7:	Mitwirkungsverbot von Doppelmandatsträgern

Herr Schreyer führt anhand des Vorberichts in das Thema ein.
Es gab bereits am 07. November 2018 (nicht wie irrtümlich im Vorbericht angegeben am 06.09.2018) im Rechts- und Verfassungsausschuss dazu eine Diskussion. Die Mitglieder des Ausschusses kamen damals zu keiner einheitlichen Rechtsauffassung. Abschließend geklärt wurde diese Thematik in der Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses am 02. September 2020 für Ortsräte, die zugleich auch Stadt- bzw. Gemeinderäte sind. Hier wurde ein Mitwirkungsverbot eindeutig nicht gesehen.

Der im Vorbericht dargestellten Verbandsauffassung schließt sich der Rechts- und Verfassungsausschuss an, da sich niemand in diesem Zusammenhang für ein Mitwirkungsverbot von Stadt- bzw. Gemeinderäten ausspricht, die gleichzeitig auch Mitglieder im Kreistag sind.

Frau Kubisch (Stadt Bitterfeld-Wolfen) ergänzt, dass im Einzelfall durchaus ein Mitwirkungsverbot vorliegen könne. Hier gebe es in § 33 KVG LSA eine Diskrepanz zwischen Wortlaut der Regelung und Auslegung durch die Kommunalaufsicht. Ähnlich wie in anderen Bundesländern sollte daher auch in Sachsen-Anhalt eine klarstellende gesetzliche Regelung eingeführt werden.
Dem schließt sich Herr Vogler an. Es gebe viele Stadträte, die auch gleichzeitig Mitglieder im Kreistag sind. Bei Vorliegen eines Mitwirkungsverbots könne es schwierig werden, im Einzelfall noch die Beschlussfähigkeit zu erhalten.
Herr Schreyer fasst die Diskussion zusammen. In vielen landesrechtlichen Regelungen wird ein Mitwirkungsverbot gerade nicht gesehen, da es sich beim Kreistag nicht um ein Organ i.S.v. § 33 KVG LSA handelt. Allerdings sei eine klarstellende gesetzliche Regelung sinnvoll. Würde die jetzige Regelung konsequent weitergedacht, würde sich diese Frage auch bei Landtags- und Bundestagsabgeordneten im Einzelfall stellen. Das wäre dann in der Praxis nicht mehr überschaubar.

Abschließend wird folgender Beschluss gefasst:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss spricht sich für eine klarstellende gesetzliche Regelung bei der nächsten Änderung des KVG LSA aus. Ein Mitwirkungsverbot von Stadt- und Gemeinderäten, die gleichzeitig auch Mitglieder im Kreistag sind, wird nicht gesehen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 8:	Pauschalierung der Einsatzzeiten in der Satzung über die Kostenerhebung und Gebühren für die Leistung der Feuerwehr – Feuerwehrkostensatzung

Herr Hell führt in das Thema ein.
Die Frage, ob jemand von den im Rechts- und Verfassungsausschuss vertretenen Kommunen den Rechtsstreit vor dem OVG Sachsen-Anhalt führt, wird von den Ausschussmitgliedern verneint.
Zu der zweiten Frage, ob eine gesetzliche Regelung zur Pauschalierung der Einsatzzeiten notwendig ist, gibt es differenzierte Bewertungen.
Herr Vogler führt aus, dass ihm auch die Pauschalabrechnung „auf die Füße gefallen sei“. Jedoch ist die minutengenaue Abrechnung nicht praktikabel.
Herr Brauns (Stadt Könnern) spricht sich für die Beibehaltung der Pauschalierung aus.
Herr Henschel (Stadt Bismark (Altmark)) erläutert, dass in Bismark die Satzung angepasst wurde, die minutengenaue Abrechnung tatsächlich machbar ist. Ihm ist das Risiko von angreifbaren Bescheiden zu hoch, so dass man sich für die Satzungsänderung entschieden habe.
Herr Heerwald (Stadt Bad Schmiedeberg) regt an, die Pauschalierung zu belassen, hier jedoch eine viertelstündliche Abrechnung zuzulassen.
Frau Kubisch schließt sich der Auffassung von Herrn Henschel an. Auch die Stadt Bitterfeld-Wolfen hat ihre Feuerwehrgebührensatzung aus Gründen der Rechtssicherheit angepasst, sie erhebt nun als Mindestbetrag die Gebühr für eine halbe Stunde und rechnet im Übrigen minu-tengenau ab.
Herr Seidig (Lutherstadt Wittenberg) informiert, dass gegen die Stadt Wittenberg zwei Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Halle anhängig sind. Das Gericht möchte hier auch die Entscheidung des OVG Sachsen-Anhalt abwarten.
Herr Hell meint, es sollte in Abhängigkeit der Entscheidung des OVG Sachsen-Anhalt eine gesetzliche Regelung zur Pauschalierung eingefordert werden.

Danach beschließt der Ausschuss wie folgt:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss spricht sich für eine klarstellende gesetzliche Regelung zur Beibehaltung der Pauschalierung der Einsatzzeiten aus, wenn das OVG Sachsen-Anhalt die jetzige Pauschalierung der Einsatzzeiten für unzulässig hält.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 9:	Aktuelle Informationen der Landesgeschäftsstelle

Frau Schulz spricht folgende Themen an:

a) Auswertung der Umfrage zu den Kosten des Zensus
Mit Schreiben vom 22.10.2020 bat die Landesgeschäftsstelle alle Erhebungsstellen um die Beantwortung eines Fragebogens, um die eigene Kostenermittlung einer Plausibilitätsprüfung zu unterziehen. 
Von den 38 angeschriebenen Erhebungsstellen haben sich 18 zurückgemeldet. 
Jedoch haben nicht alle 18 Erhebungsstellen zu allen Fragen konkrete Zahlen liefern können. Zum Teil lagen keine Daten mehr vor, zum Teil konnten sie nicht mehr dargestellt werden. Die Berechnungen der zukünftigen Mehrbelastungen konnten ebenfalls nicht durch alle konkreti-siert werden. Nach erster Auswertung der Umfrage waren die vorliegenden Zahlen allerdings nicht so weit belastbar, dass das Zahlenwerk in die Innenausschussberatungen eingebracht werden konnte.
Es gibt derzeit die Überlegung in der Landesgeschäftsstelle, die 18 Erhebungsstellen im Herbst 2021 zu weiteren Abstimmungen einzuladen.

b) Aufwandsentschädigung ehrenamtlich tätiger Bürgermeister – Urteil des Bundessozialgerichtes zur Sozialversicherungspflicht vom 27.04.2021
Frau Schulz verweist auf das Rundschreiben des SGSA vom 28.04.2021 und fasst kurz die Entscheidungsgründe zusammen.
Sobald die schriftlichen Urteilsgründe vorliegen, wird der SGSA aktuell informieren.


Zu TOP 10:	Anfragen und Anregungen der Mitglieder

10.1 	Herr Vogler berichtet, dass die Stadt Burg im Zusammenhang mit den „Strafzinsen“ (gesetzlich normierter Zinssatz – 5 % p.a. über dem Basiszinssatz gem. § 49a Abs. 3 S. 1 VwVfG) 8 Verfahren gegen das Landesverwaltungsamt führt, 7 Verfahren ruhen, ein Verfahren wird bis zur Entscheidung durch das Bundesverfassungsgericht geführt.
	Die zwischeninstanzlichen Entscheidungen werde er dem Rechts- und Verfassungsausschuss über die Landesgeschäftsstelle zur Verfügung stellen.

10.2 	Herr Hell weist auf die besondere Problemstellung beim Schiedsverfahren nach dem KiFöG LSA hinsichtlich der Entgeltvereinbarungen mit den freien Trägern hin. Konkret berichtet er von einem Verfahren aus dem Jahr 2018, in dem bis jetzt keine Entscheidung durch die Schiedsstelle ergangen ist. Die Verzögerungen sind hier nur bedingt mit der Pandemie zu begründen. Entweder werden diese Verfahren abgeschafft oder die Schiedsstellen personell so ausgestattet, dass zeitnahe Entscheidungen möglich sind.
	Die Ausschussmitglieder bestätigen aus ihrer Praxis die gleichen Probleme.

	Der Rechts- und Verfassungsausschuss bittet die Landesgeschäftsstelle, darauf hinzuwirken, dass in den Schiedsstellen nach § 11a Abs. 2 KiFöG LSA mehr Personal vorzuhalten ist, um die Verfahren zügig abarbeiten zu können.

10.3 	Frau Kubisch möchte von den Ausschussmitgliedern wissen, wie sie mit den Meldungen zu Selbstverwaltern und Reichsbürgern an den Verfassungsschutz umgehen. Anhand der Handreichung des Landes Sachsen-Anhalt sehe sie rechtliche Probleme, insbesondere beim Datenschutz. Für die unaufgeforderte, also ohne Übermittlungsersuchen des Landesverfassungsschutzes stattfindende Übermittlung von Informationen zu Reichsbürgern und Selbstverwaltern, die nicht mit gewalttätigem Extremismus, Terrorismus oder einem Spionageverdacht in Verbindung zu bringen sind, fehle ihr die Rechtsgrundlage. 
	Herr Marske (Landeshauptstadt Magdeburg) weist auf eine Veranstaltung des SIKOSA zu dem Thema hin. Es gibt einen Erlass des MI vom 24.05.2017, der der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt ist, wonach alle Unterlagen im Zusammenhang mit Selbstverwaltern und Reichsbürgern an den Verfassungsschutz weiterzuleiten sind. Die Landeshauptstadt Magdeburg gibt daher auch alles ungeprüft weiter. In der Anlage 2 befindet sich das dem Erlass vorausgegangene Ersuchen des Landesverfassungsschutzes vom 12.05.2017.
[bookmark: _GoBack]Frau Kubisch erklärt, dass gerade dieser Runderlass vom 24.05.2017 Anlass für ihre Bedenken ist, da er den Kommunen als Sicherheitsbehörden weniger Übermittlungsrechte einräumt, als der Runderlass vom 04.05.2016 der Polizei. Die Polizei hat über die Übermittlungen nach § 17 Abs. 1 VerfSchG LSA bei gewalttätigem Extremismus, Terrorismus oder Spionageverdacht hinaus auch nach § 17 Abs. 2 VerfSchG LSA von sich aus alle anderen ihr bekannt gewordenen Informationen einschließlich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach § 4 Abs. 1 VerfSchG LSA zu übermitteln, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist, und sie hat zudem auf Ersuchen des Landesverfassungsschutzes auch nach § 17 Abs. 3 VerfSchG LSA die zur Aufgabenerfüllung des Landesverfassungsschutzes erforderlichen Informationen einschließlich personenbezogener Daten zu übermitteln. Für die Kommunen als Sicherheitsbehörden gilt nach dem Runderlass vom 24.05.2017, Nummer 2.2, aber nur die Regelung zur Übermittlung nach § 17 Abs. 1 VerfSchG LSA entsprechend. Davon wird ein nicht dem Verdacht des gewalttätigen Extremismus, Terrorismus oder Spionageverdacht unterliegender Reichsbürger und Selbstverwalter aber nicht erfasst. Für diesen fehlt ihres Erachtens eine rechtliche Grundlage für die Datenübermittlung.
Herr Vogler kann diese Bedenken nachvollziehen, er sieht dieses datenschutzrechtliche Problem bei insoweit unauffälligen Reichsbürgern und Selbstverwaltern ebenfalls.
	Weitere Mitglieder berichten, dass sie Anträge von Selbstverwaltern und Reichsbürgern entsprechend kurz bearbeiten, ansonsten aber die Unterlagen an den Verfassungsschutz weitergeben. Kritisiert wird, dass es keinen Rücklauf vom Verfassungsschutz gibt und auch keine Hinweise zum richtigen Umgang mit Reichsbürgern und Selbstverwaltern, da in den Verwaltungen nicht erkennbar sei, ab wann sich jemand radikalisiere.
	Frau Kubisch (Stadt Bitterfeld Wolfen) stellt ebenfalls alle ihr vorliegenden Unterlagen dem Rechts- und Verfassungsausschuss zur Verfügung, die in der Anlage 3-5 der Niederschrift beigefügt sind. 
	
Die Landesgeschäftsstelle wird gebeten, alle entsprechenden Unterlagen dazu in der Landesgeschäftsstelle zu sammeln und dem Ausschuss mit der Niederschrift zur Verfügung zu stellen. Dieses Thema soll vertiefend als Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung beraten werden.

10.4 	Frau Wöbken (Gemeinde Südharz) regt bezugnehmend auf Punkt 11.1 der Niederschrift des Rechts- und Verfassungsausschusses vom 02.09.2020 an, bei den anstehenden Koalitionsverhandlungen das Thema der unmittelbaren Mitgliedschaften der einzelnen Grundstückseigentümer im Gewässerunterhaltungsverband, nicht nur Zwangsmitgliedschaften der Gemeinden, nochmals aufzugreifen. Die mit der Zwangsmitgliedschaft verbundenen Belastungen und Risiken, auch finanzieller Art, für die Kommunen seien mittlerweile zu hoch.

10.5	Frau Weber (Stadt Zeitz) fragt die Mitglieder des Ausschusses nach dem aktuellen Stand zur Umsetzung des besonderen Behördenpostfachs in ihren Gemeinden.
	Herr Marske nennt die Umsetzung insgesamt katastrophal. Das Problem besteht darin, dass pro Behörde nur ein Postfach möglich ist. Die interne Weiterleitung an die richtigen Bereiche und Personen muss gewährleistet werden, auch bei Urlaubs- oder Krankheitsvertretung.
	Herr Vogler erläutert die Situation in der Stadt Burg. Dort habe man auf fachbereichsbezogene Postfächer gesetzt, nicht personenbezogene. Bei Anwendung der elektronischen Gerichtspost wird dies jedoch problematisch, wenn der Eingang über die Poststelle erfolge. Derzeit funktionieren die Abläufe in der Stadt Burg gut, die Software ist verbesserungswürdig, die E-Mail-Weiterleitung gestaltet sich zum Teil schwierig. Er empfiehlt, unbedingt DMS (Dokumentenmanagementsystem) einzubeziehen.
	Frau Weber verweist auf das elektronische Anwaltspostfach, welches mittlerweile gut funktioniere. Darauf hätte man für das besondere Behördenpostfach aufbauen können.


Zu TOP 11: 	Festlegung von Zeit und Ort der nächsten Sitzung

Die 55. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses findet am Mittwoch, den 03. November 2021 um 10:00 Uhr in der Landesgeschäftsstelle (alternativ als Videokonferenz) statt. 




Marco Schreyer			Jürgen Leindecker			Andrea Schulz
Stellv. Ausschussvorsitzende		Landesgeschäftsführer 		Protokollführerin
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